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     Vertrauen in Politik fördern: Einsichten aus entwicklungspsychologi-

scher Perspektive  

 

Vertrauen in Regierungsführung und Politik ist 

das Ergebnis von Sozialisationsprozessen, die 

in spezifische kulturelle und politische Kon-

texte eingebettet sind. Dies gilt sowohl für 

zwischenmenschliches als auch für politisches 

Vertrauen. Bereits in jungen Jahren werden 

wir mit unterschiedlichen Auffassungen von 

Politik konfrontiert und von politischen Ent-

scheidungen beeinflusst. Auch wenn Politik in 

Kindheit und früher Jugend weniger relevant 

erscheint, beeinflusst diese Erfahrung unser 

politisches Vertrauen, wenngleich sich dies 

erst im späteren Leben bemerkbar macht. 

Durch die Digitalisierung ist dieser Einfluss 

sehr vielschichtig geworden. Einerseits bietet 

sie die Möglichkeit, ein gesundes Gleichge-

wicht zwischen Vertrauen und Misstrauen in 

politische Systeme und Führungspersönlich-

keiten zu entwickeln. Andererseits birgt sie 

die Gefahr, ein extremes Maß an Vertrauen 

oder Misstrauen in Regierungen zu fördern.  

Vor diesem Hintergrund wollen die politi-

schen Akteure in Europa verstehen, welche 

Faktoren politisches Vertrauen und Miss-

trauen beeinflussen. Sie suchen nach Erkennt-

nissen darüber, wie Unzufriedenheiten be-

gegnet und demokratische Systeme verbes-

sert werden können, um die Zustimmung 

ihnen gegenüber zu erhöhen. In diesem Zu-

sammenhang ist die Frage von Bedeutung, ob 

Vertrauen und Misstrauen alters- und genera-

tionsspezifisch sind. Oder ob sie vielmehr auf 

Erwartungen zurückzuführen sind, die in zeit-

typische Diskurse eingebettet sind. Genauer 

gesagt, ob sich Vertrauen und Misstrauen mit  

 

zunehmendem Alter der Individuen verän-

dern.  

Im Rahmen des EnTrust-Forschungsprojektes, 

das sich mit der Untersuchung von Vertrauen 

und Misstrauen in Politik aus unterschiedli-

chen Perspektiven im europäischen Kontext 

beschäftigt, widmete sich ein Arbeitspaket 

der Untersuchung von Vertrauens- und Miss-

trauensprozessen aus entwicklungspsycholo-

gischer Perspektive. Dieses Arbeitspaket un-

tersuchte insbesondere die Definitionen von 

Vertrauen und Misstrauen, wie diese sich zwi-

schen Menschen unterschiedlichen Alters un-

terscheiden, welche Faktoren sie beeinflussen 

und welche Konsequenzen sie haben. Die Er-

gebnisse des Arbeitspakets bieten wertvolle 

Einblicke für politische Entscheidungsträge-

rInnen, die verstehen wollen, wie Politik Ver-

trauen und Misstrauen in politische Institutio-

nen in verschiedenen Lebensphasen beein-

flusst.  

Aufbauend auf diesen Befunden und einer 

Diskussionsrunde mit VertreterInnen der Zivil-

gesellschaft und der Europäischen Kommis-

sion über Kernergebnisse sowie die Bedeu-

tung von Vertrauen und Misstrauen in ihren 

Arbeitsbereichen, werden in diesem Policy 

Brief Politikempfehlungen vorgestellt. Diese 

richten sich insbesondere darauf, wie ein aus-

gewogenes Verhältnis von Vertrauen und 

Misstrauen in politische Institutionen erzielt 

werden kann, sodass unsere Demokratien so-

wohl auf der Ebene der Europäischen Union 

(EU) als auch auf der Ebene der 
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Mitgliedstaaten gestärkt und entwicklungs-

psychologische Prozesse berücksichtigt wer-

den. 

 

#Nr. 1: Förderung der Transparenz und der 

Beteiligung von Interessensgruppen an Ent-

scheidungsprozessen sowie rationale und 

fachliche Entscheidungsfindung 

Damit politische Entscheidungen von den Bür-

gerInnen sowie anderen EinwohnerInnen mit-

getragen und akzeptiert werden, müssen sie 

transparent, logisch nachvollziehbar und klar 

begründet sein. Um dieses Ziel zu erreichen, 

sollten verschiedene Interessengruppen aus 

allen Bereichen der Gesellschaft, der Wirt-

schaft, der Umwelt und der Politik in die Prob-

lemdefinition einbezogen werden. Alle diese 

Akteure sollten die Möglichkeit haben, ihren 

Beitrag zu leisten und Feedback zu möglichen 

Lösungen zu geben, wobei ein ausgewogener 

Ansatz angestrebt werden sollte, der die Inte-

ressen aller Beteiligten berücksichtigt, ohne 

einen von ihnen gegenüber anderen zu bevor-

zugen. Darüber hinaus sollten alle Interessen-

gruppen an der Überwachung und gegebe-

nenfalls an der Neuformulierung der umge-

setzten Lösung beteiligt werden, unabhängig 

davon, ob es sich um eine politische Maß-

nahme, eine Verordnung oder ein Gesetz han-

delt. 

Entscheidungen müssen auf Rationalität, 

Sachkenntnis und Unparteilichkeit beruhen. 

Die erfahrensten und am stärksten betroffe-

nen Interessensgruppen sollten eine wichtige 

Rolle im Entscheidungsprozess spielen und ihr 

Fachwissen einbringen können. Dieses Fach-

wissen kann sowohl wissenschaftliche oder 

theoretische Kenntnisse als auch praktische 

Erfahrungen umfassen. Die Betonung von 

Fachwissen verleiht den Entscheidungen 

Glaubwürdigkeit und Plausibilität. Mangelnde 

Transparenz in der Entscheidungsfindung und 

die Nichteinbeziehung relevanter Interessens-

gruppen erzeugen Skepsis und können dazu 

führen, dass Entscheidungen nicht mitgetra-

gen oder akzeptiert werden. Schlecht begrün-

dete Entscheidungen können in Krisenzeiten 

zunächst wirksam sein; langfristig erwarten 

die Betroffenen jedoch gut begründete Ent-

scheidungen. Es ist somit von großer Bedeu-

tung, dass die politischen Entscheidungsträge-

rInnen darauf achten, ihre Maßnahmen gut zu 

begründen.  

Um Rechenschaftspflicht und Transparenz zu 

gewährleisten, sollte es einen Fahrplan für 

Gesetzgebungsinitiativen und einen legislati-

ven Fußabdruck geben, aus dem hervorgeht, 

welche Interessengruppen konsultiert wur-

den und auf welcher Grundlage Entscheidun-

gen getroffen wurden. Dazu gehören obliga-

torische Ex-ante-, Zwischen- und Ex-post-Fol-

genabschätzungen, die wirtschaftliche, sozi-

ale, ökologische und grundlegende Rechte so-

wohl auf EU-Ebene als auch auf Ebene der 

Mitgliedstaaten umfassen. Die Umsetzung 

und Überwachung dieser Leitlinien sollte auf 

den verschiedenen Verwaltungsebenen ver-

bessert werden. Die Informationen und Nach-

weise sollten für ein breites Spektrum von 

Personen leicht zugänglich und verständlich 

sein, während die Beiträge und Nachweise, 

die die Grundlage für Entscheidungen bilden, 

wirksam vermittelt werden sollten. 

Eine faktengestützte Entscheidungsfindung 

kann die öffentliche Unterstützung erhöhen, 

die Gefahr der Pfadabhängigkeit verringern 

und die Gesamtverantwortung stärken. Dar-

über hinaus sollten Instrumente wie der EU-

Jugendtest gefördert werden, der die Auswir-

kungen von Legislativvorschlägen auf junge 

Menschen bewertet und darauf abzielt, die 

Perspektive junger Menschen in alle Politikbe-

reiche einzubeziehen. 

 

https://www.youthforum.org/topics/eu-youth-test
https://www.youthforum.org/topics/eu-youth-test
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#Nr. 2: Ermöglichung und Förderung einer 

sinnvollen, transparenten und integrativen 

Bürgerbeteiligung  

Menschen wollen mit Respekt behandelt wer-

den. Wenn sie sich respektiert fühlen, ist es 

wahrscheinlicher, dass sie diesen Respekt 

auch erwidern, was wiederum gegenseitiges 

Vertrauen fördert. In den Beziehungen zwi-

schen politischen Institutionen und Einzelper-

sonen bzw. der Zivilgesellschaft sind Respekt 

und Vertrauen für das reibungslose Funktio-

nieren von Regierungen unerlässlich. Gleich-

zeitig sollten demokratische Regierungen 

auch bereit sein, ein gewisses Maß an Miss-

trauen ihrer Wählerschaft in bestimmten Fra-

gen anzuerkennen und auf diese einzugehen 

und die Bedenken der Menschen nicht unter-

drücken oder ignorieren. BürgerInnen wollen 

respektiert, ernst genommen und angehört 

werden. Sie sollten auch die Freiheit haben, 

ihr Recht auf verschiedene Formen der politi-

schen Partizipation auszuüben, ohne dass sie 

diskriminiert oder angegriffen werden, selbst 

wenn ihre Partizipation unkonventionelle For-

men annimmt, die aber im Rahmen ihrer Bür-

gerrechte liegen. 

Politische Partizipation und ziviler Dialog spie-

len eine entscheidende Rolle bei der Entwick-

lung eines kritischen Vertrauens in die Regie-

rungsführung und bei der Anwendung demo-

kratischer Formen der Misstrauensbekun-

dung. In einem demokratischen System wol-

len BürgerInnen sowie andere EinwohnerIn-

nen über die bloße Stimmabgabe bei Wahlen 

hinaus an Entscheidungsprozessen beteiligt 

werden. Es sollte eine Reihe von Möglichkei-

ten der Bürgerbeteiligung geben, die unter-

schiedliche Präferenzen berücksichtigen und 

diejenigen erreichen, die oft von solchen Initi-

ativen ausgeschlossen sind.  

Es gibt zwar verschiedene Formen der Beteili-

gung, wie z.B. Europäische Bürgergremien 

oder Europäische Bürgerinitiativen, aber 

diese können mit Problemen der Selbstselek-

tion, Entpolitisierung und/oder mangelnder 

Wirkung zu kämpfen haben. Die Beteiligung 

sollte umfassend sein, die gesamte Öffentlich-

keit einbeziehen und unterschiedliche politi-

sche Meinungen berücksichtigen. Um die po-

litische Rechenschaftspflicht zu erhöhen, soll-

ten Formate wie die Europäischen Bürgerpa-

nels Pro- und Contra-Argumente einführen 

und die TeilnehmerInnen mit den unter-

schiedlichen Standpunkten der europäischen 

politischen Gruppen konfrontieren, ein-

schließlich sich widerstreitender Empfehlun-

gen der Zivilgesellschaft.  

Die BürgerInnen und die Zivilgesellschaft soll-

ten bereits in einem frühen Stadium in Ent-

scheidungsfindungsprozesse einbezogen wer-

den, um ihnen die Möglichkeit zu geben, die 

Form der Beteiligung selbst zu bestimmen und 

um sicherzustellen, dass ihre Beiträge einen 

wesentlichen Einfluss auf das weitere Vorge-

hen haben. Sie sollten eine verbindliche Rück-

meldung zu ihren Beiträgen erhalten, aus dem 

klar hervorgeht, wie diese im Entscheidungs-

prozess berücksichtigt wurden, und sie sollten 

über zugängliche Kanäle verfügen, um Geset-

zesinitiativen zu verfolgen, insbesondere 

wenn sie aktiv daran beteiligt waren.  

Insbesondere für bestimmte Gruppen, wie 

junge Menschen, sollte Partizipation nicht nur 

eine symbolische Geste sein, sondern eine be-

deutungsvolle und effektive Praxis, die Ver-

trauen in den Prozess schafft. Der gesamte 

Prozess sollte transparent und klar sein und 

den Teilnehmern Respekt und Vertrauen ent-

gegenbringen.  

In partizipativen Prozessen ist ein gewisses 

Maß an Vertrauen von entscheidender Be-

deutung. Dabei geht es nicht nur um Ver-

trauen in die Institutionen, sondern auch in 

die Personen, mit denen die TeilnehmerInnen 

zu tun haben – seien es PolitikerInnen, 
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VertreterInnen der Zivilgesellschaft oder Mit-

bürgerInnen. Zwischenmenschliches oder so-

ziales Vertrauen spielt in diesem Zusammen-

hang eine wichtige Rolle. In der Gesellschaft 

sollten ein grundsätzliches Maß an Vertrauen 

herrschen, unterschiedliche Standpunkte res-

pektiert werden und der Glaube an das Poten-

zial für eine Verbesserung der Regierungsfüh-

rung durch deliberative, demokratische Pro-

zesse vorhanden sein. Dies gilt insbesondere 

auf lokaler Ebene und vor allem dann, wenn 

Unzufriedenheit mit dem politischen System 

besteht. Das Vertrauen und der Respekt, der 

Individuen entgegengebracht wird, die sich 

beständig und verlässlich verhalten, kann 

auch auf politische Institutionen übertragen 

werden. Daher sollte der Schwerpunkt nicht 

nur auf der Stärkung des politischen und insti-

tutionellen Vertrauens liegen, sondern auch 

auf der Förderung des zwischenmenschlichen, 

sozialen Vertrauens, da beide in demokrati-

schen Gesellschaften von entscheidender Be-

deutung sind. Bürgerversammlungen können 

einen Raum bieten, in dem beide Formen des 

Vertrauens gestärkt werden können. Sie soll-

ten jedoch eine Nachbereitung und eine Rück-

meldung an die TeilnehmerInnen beinhalten.  

Nicht jeder ist an Politik interessiert oder ver-

fügt über ausreichende Informationen, um 

politischen Institutionen zu vertrauen oder zu 

misstrauen. Ein gewisses Desinteresse rührt 

von der Enttäuschung des Glaubens, dass her-

kömmliche Formen der Bürgerbeteiligung Ein-

fluss auf die Regierungsführung haben. Ge-

zielte Kommunikationskampagnen sind not-

wendig, um diesen Einstellungen zu begegnen 

und zu verhindern, dass sie in "blindes" Ver-

trauen oder Misstrauen umschlagen. Demo-

kratien sind auf die Beteiligung aller BürgerIn-

nen angewiesen. Es ist wichtig zu verstehen, 

warum Menschen an konventionellen oder 

unkonventionellen Formen der Bürgerbeteili-

gung teilnehmen oder nicht. Durch 

Kommunikationskampagnen, die das politi-

sche Engagement fördern, können dann kon-

krete Maßnahmen ergriffen werden, um Be-

denken und Probleme anzugehen. Es sollte 

deutlich gemacht werden, welche Bedeutung 

die Stimme und das Votum der BürgerInnen 

haben und wie sie berücksichtigt werden. 

Wenn z.B. die Teilnahme an Wahlen als sinn-

los empfunden wird, sollten alternative An-

sätze für die Organisation, den Zugang und die 

Überwachung von Wahlen untersucht wer-

den, um BürgerInnen und andere Einwohne-

rInnen effektiver einzubinden. 

 

#Nr. 3: Politische Bildung integrieren und 

Desinformation bekämpfen  

Die Bedeutung der Bürgerbeteiligung für De-

mokratien sollte in die Lehrpläne der Schulen 

aufgenommen werden. Von frühester Kind-

heit an sollten die EuropäerInnen lernen, wel-

che staatsbürgerlichen Pflichten sie haben 

und warum es wichtig ist, dass sich jeder Ein-

zelne politisch engagiert. Sie sollten in die 

Lage versetzt werden, kritisch über unter-

schiedliche Standpunkte nachzudenken und 

ihre Meinung auf respektvolle und konstruk-

tive Weise zu äußern. Dazu gehört auch die 

Förderung des Bewusstseins für eine gesunde 

Balance zwischen Vertrauen und Misstrauen, 

die für die kritische Bewertung politischer Ent-

scheidungen und die Rechenschaftspflicht po-

litischer Akteure unerlässlich ist. Dies trägt 

auch dazu bei, "blindes" Vertrauen oder Miss-

trauen in Regierungen zu vermeiden, die 

beide eine Bedrohung für Demokratien dar-

stellen.  

Das Verständnis für politische Systeme und 

die Fähigkeit, Prozesse und Entscheidungen 

kritisch zu bewerten, sollten durch die Einbin-

dung von Aktivitäten wie Planspielen oder Si-

mulationen und der kritischen Analyse des po-

litischen Diskurses in die Lehrpläne gefördert 
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werden. Planspiele können das Verständnis 

für komplexe politische Strukturen erhöhen 

und die Relevanz von Politik für den Alltag auf-

zeigen. Außerschulische Partner, die auf sol-

che Simulationen spezialisiert sind, sollten 

einbezogen werden, da LehrerInnen möglich-

erweise die Kompetenzen zur Durchführung 

solcher Aktivitäten fehlen. Die kritische Ana-

lyse des politischen Diskurses sollte gelehrt 

werden, um politische Aussagen und Pro-

gramme kritisch zu hinterfragen und mit euro-

päischen Werten zu vergleichen. Diese schuli-

schen Aktivitäten dienen auch dazu, soziale 

Ungleichheiten in Bezug auf politische Kom-

petenzen zu bekämpfen. Darüber hinaus soll-

ten Schulen ihre SchülerInnen über nationale 

Jugendparlamente und das Europäische Ju-

gendparlament informieren, die sich auf poli-

tische Bildung und Partizipation konzentrie-

ren.  

Die BürgerInnen sollten über EU-Angelegen-

heiten auf der Ebene der Mitgliedstaaten in-

formiert werden. Sie sollten leichten Zugang 

zu Informationen darüber haben, wie sie sich 

auf EU-Ebene beteiligen können. Die Schulen 

sollten das Verständnis dafür fördern, wie die 

EU funktioniert und dass die Stimme der Bür-

gerInnen auf EU-Ebene Gewicht besitzt. Die 

Aufnahme des Themas "Unionsbürgerschaft" 

in die Lehrpläne und die Ausbildung von Leh-

rerInnen sind wichtige Schritte zur Erreichung 

dieses Ziels. 

Neben der Bürgerbeteiligung ist eine wirk-

same Kommunikation von entscheidender Be-

deutung, um Desinformation zu bekämpfen, 

die bewusst darauf abzielt, Demokratien zu 

stören und das Vertrauen in politische Institu-

tionen durch unbegründete oder irreführende 

Behauptungen vollständig zu untergraben. Es 

sollten Maßnahmen ergriffen werden, um 

dieser Situation vorzubeugen und entgegen-

zuwirken, wie etwa die Umsetzung des Ver-

haltenskodexes für Desinformation 2022 und 

die Verabschiedung von Gesetzesinitiativen 

zur politischen Werbung. Diese Maßnahmen 

sollten verschiedene Medienplattformen ein-

beziehen und unterschiedliche Medienpräfe-

renzen berücksichtigen. Wenn Einzelperso-

nen beteiligt oder angesprochen werden, wie 

z.B. bei der Schulung von Medienkompetenz, 

sollten die Maßnahmen auf die verschiedenen 

Zielgruppen zugeschnitten sein.  

In Bezug auf EU-Angelegenheiten sollten die 

Mitgliedstaaten spezielle Schulungspro-

gramme für JournalistInnen organisieren, um 

deren Verständnis der EU und ihrer Entschei-

dungsprozesse zu verbessern. Dies wird sie in 

die Lage versetzen, präzise und klar über EU-

Prozesse zu berichten und Missverständnisse 

oder die Verbreitung von Fehlinformationen 

zu vermeiden, die zu einem kategorischen 

Misstrauen gegenüber der EU führen können. 

 

Forschungshintergrund: unterstüt-
zende Untersuchungsergebnisse  

Das Arbeitspaket 5 des EnTrust-Projekts, das 

von ForscherInnen der Masaryk-Universität in 

der Tschechischen Republik geleitet wurde, 

hatte zum Ziel, die Konzeptualisierung, die Zu-

sammenhänge und die Vorstufen von Ver-

trauen und Misstrauen in die Regierungsfüh-

rung zu analysieren. Aus einer entwicklungs- 

und länderübergreifenden Perspektive kon-

zentrierte sich die Forschung auf vier verschie-

dene Lebensphasen von der frühen Jugend bis 

zum Erwachsenenalter (Altersgruppen 11-12, 

14-15, 18-19 und 30-50) in verschiedenen eu-

ropäischen Ländern (Tschechische Republik, 

Dänemark, Deutschland, Griechenland, Ita-

lien, Polen und Serbien). Das Team verwen-

dete einen Ansatz, der verschiedene Metho-

den vereint und der qualitative Fokusgruppen 

und eine groß angelegte Umfrage umfasste. 

Insgesamt wurden 56 Fokusgruppen mit 251 

TeilnehmerInnen in allen sieben Ländern 

https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/code-practice-disinformation
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/code-practice-disinformation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12826-Politische-Werbung-Verbesserung-der-Transparenz_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12826-Politische-Werbung-Verbesserung-der-Transparenz_de
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durchgeführt. Das Experiment, das auf den Er-

gebnissen der qualitativen Gruppen aufbaute, 

umfasste 4082 TeilnehmerInnen aus vier aus-

gewählten Ländern (Deutschland, Italien, Ser-

bien und Tschechien). Diese umfassende Me-

thodik ermöglichte eine gründliche Untersu-

chung der Entwicklung von Vertrauen und 

Misstrauen gegenüber den Behörden. 

 

Wichtigste Ergebnisse 

# Vorhersehbarkeit, Transparenz, Konsistenz 

und Expertise als entscheidende Faktoren für 

Vertrauen und Misstrauen  

Die TeilnehmerInnen betrachteten Vertrauen 

und Misstrauen als unterschiedliche Dimensi-

onen, die nebeneinander existieren können. 

Sie sahen ein moderates Maß an Vertrauen als 

ideal an, begleitet von einer kritischen Bewer-

tung der verfügbaren Informationen. Extreme 

Ausprägungen von Vertrauen und Misstrauen 

wurden als unerwünscht und mit Risiken ver-

bunden angesehen, wie z.B. blindem Gehor-

sam oder (a priori) Ablehnung von Autorität. 

Darüber hinaus betonten die TeilnehmerIn-

nen, dass ein allgemeines Maß an Vertrauen 

in die Mitmenschen für das gute Funktionie-

ren einer Gesellschaft notwendig ist. 

Vorhersehbarkeit, Transparenz und Konsis-

tenz wurden als vertrauensfördernde Fakto-

ren genannt, während unvorhersehbares 

Handeln, Ambiguität und Inkonsistenz Miss-

trauen förderten (siehe Empfehlung 1). Bei-

spielsweise untergrub die Unvorhersehbar-

keit der Umsetzung und Aufhebung von Anti-

Covid-Maßnahmen das Vertrauen in die Re-

gierungsführung erheblich. Darüber hinaus 

achteten die TeilnehmerInnen sehr genau auf 

Anzeichen dafür, ob politische Entscheidungs-

trägerInnen ihre eigenen Interessen verfolg-

ten, insbesondere im Hinblick auf finanzielle 

Interessen. 

Die Transparenz der Behörden hinsichtlich der 

Gründe und Argumente für ihre Entscheidun-

gen wirkte sich mit zunehmendem Alter der 

Befragten stärker auf das Vertrauen aus, wäh-

rend jüngere Befragte davon weniger beein-

flusst wurden. Das Bewusstsein für die sozia-

len Auswirkungen von Vertrauen und Miss-

trauen, die Fähigkeit, Misstrauen in einem 

breiteren Kontext zu sehen, und die Fähigkeit, 

Informationen zu schätzen und zu bewerten, 

nahmen mit dem Alter zu, wobei verschie-

dene Lebenserfahrungen bei der Entwicklung 

von Vertrauen oder Misstrauen gegenüber 

anderen oder Behörden eine Rolle spielten. 

Der Wissensstand und die wahrgenommene 

Kompetenz wurden als wichtige Quellen für 

das Vertrauen in Behörden genannt. Die Teil-

nehmerInnen forderten gut begründete und 

klar erklärte Entscheidungen und Maßnah-

men, wie in Empfehlung Nr. 1 dargelegt. Die 

Argumente sollten vielfältig, aber nicht erdrü-

ckend sein, da eine Informationsflut zu Unsi-

cherheit und Misstrauen beiträgt. 

 

# Gegenseitigkeit, Respekt und partizipative 
Prozesse als entscheidende Voraussetzungen 
für Vertrauen 

Gegenseitigkeit spielt eine entscheidende 

Rolle für Vertrauen, wobei ein starkes gegen-

seitiges Vertrauen erwartet wird. Die Teilneh-

merInnen glauben, dass Gegenseitigkeit in Be-

ziehungen, wie gegenseitiges Vertrauen und 

gegenseitige Hilfe und Unterstützung, zusam-

men mit gemeinsamen Werten und Weltan-

schauungen, zu Vertrauen beiträgt. Während 

die Erwartung von Gegenseitigkeit in formel-

len Beziehungen mit Behörden schwächer 

ausgeprägt war als in zwischenmenschlichen 

Beziehungen, kann das wahrgenommene 

Misstrauen von Behörden zu gegenseitigem 

Misstrauen zwischen Einzelpersonen führen, 

wie in Empfehlung Nr. 2 zum Ausdruck 

kommt. Vertraulichkeit, insbesondere die 
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Fähigkeit, Geheimnisse zu bewahren, war für 

die jüngeren Altersgruppen (11-15 Jahre) be-

sonders wichtig für die Entwicklung von Ver-

trauen, während die erwachsenen Teilnehme-

rInnen gemeinsame Werte und Weltanschau-

ungen betonten. 

Ein Schlüsselaspekt, der die positiven Auswir-

kungen von Mitsprache, Transparenz und vor-

hersehbaren Rahmenbedingungen auf das 

Vertrauen erklärte, war das Gefühl, respek-

tiert zu werden (siehe Empfehlung 2). Wenn 

Behörden Konsultationen durchführten, für 

Transparenz sorgten oder einen vorhersehba-

ren Rahmen schufen, fühlten sich die Teilneh-

merInnen stärker respektiert, was wiederum 

das Vertrauen und die Bereitschaft, Entschei-

dungen zu akzeptieren, förderte und das 

Misstrauen verringerte. Das Gefühl, respek-

tiert zu werden, war in allen Ländern und Kon-

texten signifikant. 

Die positiven Auswirkungen von Partizipation, 

Transparenz und vorhersehbaren Rahmenbe-

dingungen waren in allen Ländern und Kon-

texten zu beobachten und förderten Ver-

trauen, Akzeptanz und den Abbau von Miss-

trauen. Die aktive Beteiligung an der Bewer-

tung verschiedener Informationen und an der 

Entscheidungsfindung in politischen Angele-

genheiten wurde von den Teilnehmern sehr 

geschätzt. Eine aktive Rolle in diesem Prozess 

zu spielen, war für die TeilnehmerInnen von 

großer Bedeutung (siehe Empfehlung 2). 

 

# „Vertrauensvakuum“ 

In einigen Ländern stellten die For-

schungsteams ein "Vertrauensvakuum" fest, 

wobei weder Vertrauen noch Misstrauen 

herrschte. Dies ist der Fall, wenn die Men-

schen nicht an einem bestimmten Thema 

oder einer Entscheidung interessiert sind oder 

nur begrenzten Zugang zu Informationsquel-

len haben. Darüber hinaus trägt die 

Informationsflut zu Unsicherheit und fehlen-

dem Vertrauen bei. Die Beseitigung des "Ver-

trauensvakuums" wird in Empfehlung # 2 be-

handelt. 

 

# Vertrauen und Misstrauen auf der Grund-
lage von Erfahrungen 

Vertrauen und Misstrauen werden in erster Li-

nie durch die Erfahrungen des Einzelnen in 

seinem spezifischen Umfeld und Sozialisati-

onskontext geprägt (siehe Empfehlungen #2 

und #3). Die TeilnehmerInnen entwickelten in 

unterschiedlichem Maße Vertrauen bzw. 

Misstrauen auf der Grundlage ihrer Erfahrun-

gen mit bestimmten Personen oder Behör-

den. Für Vertrauen spielten positive Aspekte 

wie Ehrlichkeit, Zuverlässigkeit und Vertrau-

lichkeit eine entscheidende Rolle. Misstrauen 

wurde durch negative Erfahrungen geprägt, 

wie beispielsweise Verrat oder Enttäuschung. 

Einschneidende Erlebnisse hatten das Poten-

zial, nicht nur das Vertrauen in bestimmte Per-

sonen oder staatliche Stellen zu beeinflussen, 

sondern auch die generelle Tendenz des Ein-

zelnen, zu vertrauen oder zu misstrauen. Ver-

schiedene Erlebnisse während der Pandemie 

hatten einen signifikanten Einfluss auf das Ge-

samtniveau von Vertrauen und Misstrauen 

gegenüber staatlichen Instanzen. In den jün-

geren Altersgruppen (11-15 Jahre) spielten 

die Eltern oder andere Familienmitglieder 

eine wichtige Rolle bei der Ausprägung von 

Vertrauen oder Misstrauen gegenüber dem 

Staat.  

 

# Verstehen von Entscheidungsprozessen und 
kritisches Denken sind der Schlüssel zum 
Schutz vor Fehlinformationen 

Das Verständnis bestimmter Sachverhalte 
oder Prozesse erhöhte das Vertrauen der Teil-
nehmerInnen, während Unwissen darüber, 
wie und von wem Entscheidungen getroffen 
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werden, zu Skepsis oder sogar Misstrauen bei-
trug. Letzteres birgt die Gefahr, dass die Teil-
nehmerInnen sehr anfällig für Fehlinformatio-
nen und Verschwörungserzählungen sind, z.B. 
bei der Suche im Internet. Dies betraf vor al-
lem die Jüngeren, deren kritisches Denken 
noch nicht voll entwickelt war (siehe Empfeh-
lung 3).  
 

 

 

Forschungsparameter und Projektin-
formationen 

Das EnTrust-Projekt wird von der EU im Rah-
men des Horizon2020 Programms für For-
schung und Innovation gefördert (Grant Ag-
reement Nr. 870572). Die in diesem Policy 
Brief vorgestellten Empfehlungen und Ergeb-
nisse basieren auf dem Integrierten Bericht 
über psychologische Erkenntnisse zum Thema 
Vertrauen/Misstrauen sowie auf einer Diskus-
sionsrunde zwischen dem Forschungsteam 
und den folgenden Experten: Gabriella Civico 
(Civil Society Europe/European Volunteer 
Centre), Camille Dobler (Missions Publiques), 
Damian Boeselager (Mitglied des Europäi-
schen Parlaments, Grüne/EFA), Kristóf Papp 
(European Youth Forum) und Srd Kisevic (GD 
JUST, Europäische Kommission). 

Das EnTrust-Konsortium besteht aus acht 

Partnerteams, die in sieben Ländern (der 

Tschechischen Republik, Dänemark, Grie-

chenland, Deutschland, Italien, Polen und Ser-

bien) und auf EU-Ebene forschen und ihre Er-

gebnisse verbreiten. Der Arbeitsplan besteht 

aus sieben Arbeitspaketen, die der systemati-

schen Analyse und Reflexion verschiedener 

Aspekte des Themas gewidmet sind: 

1. Theoretische und normative Grundlagen 

von Vertrauen und Misstrauen 

2. Vertrauen und Misstrauen in Alltagsinterak-

tionen mit öffentlicher Verwaltung 

3. Die Rolle demokratischer sozialer Bewegun-

gen bei der Bildung von Vertrauen und 

Misstrauen 

4. Die Rolle der Medien beim Aufbau von Ver-

trauen und Misstrauen: Information oder 

Polarisierung? 

5. Entwicklungspsychologische Einblicke in 

Vertrauen und Misstrauen 

6. Vertrauen und Misstrauen der BürgerInnen 

in Politik: Formen, Determinanten, Auswir-

kungen und Abhilfemaßnahmen 

7. Vertrauen und Misstrauen in der Zivilgesell-

schaft: Vorbilder und Empfehlungen 

 

Weitere Arbeitspakete befassen sich mit der 

Verbreitung, Nutzung und Kommunikation 

von Forschungsergebnissen, Management 

und ethischen Fragen. 

 

Weitere Informationen über das EnTrust-

Projekt finden Sie unter www.entrust-pro-

ject.eu. 

 

Konsortium: 

Civil Society Europe (Brüssel, Belgien) 

Masaryk University (Brno, Tschechien) 

Panteion University of Social and Political Sci-
ences (Athen, Griechenland) 

University of Belgrade, Institute of Philosophy 
and Social Theory (Serbien) 

University of Copenhagen (Dänemark) 

Universität Siegen (Deutschland) 

University of Siena (Italien) 

University of Warsaw (Polen) 

 

https://entrust-project.eu/files/2023/07/EnTrust-WP5-Integrated-report.pdf
https://entrust-project.eu/files/2023/07/EnTrust-WP5-Integrated-report.pdf
https://entrust-project.eu/files/2023/07/EnTrust-WP5-Integrated-report.pdf
https://entrust-project.eu/roundtable-discussion-trust-attitudes/
https://entrust-project.eu/roundtable-discussion-trust-attitudes/
http://www.entrust-project.eu/
http://www.entrust-project.eu/
https://civilsocietyeurope.eu/
https://www.muni.cz/en
https://www.panteion.gr/en/
https://www.panteion.gr/en/
http://www.instifdt.bg.ac.rs/en/
http://www.instifdt.bg.ac.rs/en/
https://www.ku.dk/english/
https://www.uni-siegen.de/
https://en.unisi.it/
https://en.uw.edu.pl/
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Kontakt 

Prof. Dr. Christian Lahusen 
Projektkoordinator 
Universität Siegen 
Seminar für Sozialwissenschaften 
Adolf-Reichwein-Str. 2 
57068 Siegen - Deutschland 
 

e-mail: entrust@uni-siegen.de 

 

Carlotta Besozzi 
Projektpartner 
Civil Society Europe 
Rue du Congrès 13,  
1000 Brüssel – Belgien 
 

e-mail: contact@civilsocietyeurope.eu 
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